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f) sämtliche in der vorgesehenen staatlichen Auf-

gibe enthaltenen Termine mit der terminlichen 
urchführung des gesamten Vorhabens überein­

stimmen,

g) der Import auch unter Berücksichtigung weiterer 
notwendiger Importe an Roh- und Hilfsstoffen, 
Verschleißteilen und Ersatzteilen usw. volkswirt­
schaftlich zweckmäßig ist.

(5) Das Gutachterkollektiv hat als Ergebnis seiner 
Tätigkeit ein Gutachten über die günstigsten Import­
varianten und Lieferanten unter Berücksichtigung der 
technischen, kommerziellen und handelspolitischen Er­
fordernisse zu bestätigen und übergibt dieses Gutachten 
der Staatlichen Plankommission zur endgültigen Be­
schlußfassung über den Import und die Aufnahme in 
den Perspektivplan „Industrieanlagen-Import“.

§ 8
Nach Aufnahme in den Perspektivplan „Industrie- 

anlagen-Import“ übergibt die Staatliche Plankommis­
sion dem Volkswirtschaftsrat bzw. dem zuständigen 
zentralen staatlichen Organ und dem Ministerium für 
Außenhandel und Innerdeutschen Handel die nach 
Wirtschaftsgebieten und Jahren unterteilte Planauflage 
(Unwiderruflichkeitserklärung) zur weiteren Durch­
führung.

* § 9
Die anfallenden Kosten zur Erfüllung des Auftrages 

gemäß § 5 gehen zu Lasten des Außenhandelsunter­
nehmens. Wird vom Import der vorgesehenen Indu­
strieanlage ganz oder teilweise Abstand genommen, so 
sind dem Außenhandelsunternehmen die entstandenen 
Kosten vom inländischen Besteller gemäß § 5 Abs. 2 
Buchst, а ganz oder anteilmäßig zurückzuerstatten.

III.

Durchführung des Importes von Industrieanlagen

§ 10

(1) Die zuständige Industrieabteilung des Volkswirt­
schaftsrates, die für die Bilanzierung und Produktion 
der zu importierenden Industrieanlage zweigmäßig 
verantwortlich ist, hat die von der Staatlichen Plan­
kommission gemäß § 8 erteilte Planauflage unter Be­
rücksichtigung der Empfehlungen des Gutachterkollek­
tivs zu spezifizieren und dem Ministerium für Außen­
handel und Innerdeutschen Handel sowie dem in­
ländischen Besteller als Grundlage zur Durchführung 
des Importes zu übergeben.

(2) Die Spezifizierung gemäß Abs. 1 hat zu enthalten:
a) Bezeichnung des Vorhabens,

b) Planposition entsprechend Nomenklatur gemäß § 3,

c) Bezeichnung und Charakteristik der zu importie­
renden Anlage mit voraussichtlicher Werthöhe 
und genauer technischer Spezifikation,

d) die geforderten Liefer- und Inbetriebsetzungs­
termine,

e) die beabsichtigte Art und Weise der Montage und 
der beabsichtigte zeitliche Montageablauf,

f) die geforderten Termine für Dokumentationen 
bzw. Projektierungsunterlagen,

g) Benennung des inländischen Bestellers,

h) Benennung von bevollmächtigten Experten des 
inländischen Bestellers und anderer Institutionen 
bzw. Betriebe.

(3) Das Ministerium für Außenhandel und Inner­
deutschen Handel übergibt dem zuständigen Außen­
handelsunternehmen auf der Grundlage der Entschei­
dung des Gutachterkollektivs und der spezifizierten 
Planauflage gemäß Abs. 1, ergänzt durch eine handels­
politische Direktive und die Devisenperspektive, die 
staatliche Aufgabe zur Durchführung des Importes.

(4) Unverzüglich nach Übergabe der spezifizierten 
Planauflage durch den Volkswirtschaftsrat hat der 
inländische Besteller dem zuständigen Außenhandels­
unternehmen einen Auftrag bzw. eine Bestellung zum 
Import zu erteilen. Der Auftrag bzw. die Bestellung 
hat auf der Grundlage und im Rahmen der spezi­
fizierten Planauflage gemäß Abs. 2 zu erfolgen 
und eine genaue technische Spezifikation und sonstige 
Bedingungen zu enthalten.

§ И
(1) Die Einholung von Informationen und Angeboten 

aus dem Ausland sowie die Anbahnung, der Abschluß 
und die Realisierung von Verträgen mit ausländischen 
Partnern ist grundsätzlich den dem Ministerium für 
Außenhandel und Innerdeutschen Handel unter­
stehenden Außenhandelsunternehmen gestattet.

(2) Die zuständigen Außenhandelsunternehmen kön­
nen Betriebe und Institutionen zum Abschluß und zur 
Realisierung von Verträgen mit ausländischen Part­
nern ermächtigen. Legen die Außenhandelsunterneh­
men fest, daß der Abschluß der Verträge durch Be­
triebe »oder Institutionen erfolgt, so sind die Außen­
handelsunternehmen der gesetzliche Vertreter des in­
ländischen Bestellers.

(3) An den Vertragsverhandlungen mit den ausländi­
schen Partnern haben die Experten gemäß § 10 Abs. 2 
Buchst, h teilzunehmen.

(4) Besteht zwischen dem Außenhandelsunternehmen 
und den gemäß § 10 Abs. 2 Buchst, h genannten Exper­
ten bzw. den inländischen Bestellern keine Willens- 
überdinstimmung. mit welchem von dem Gutachter­
kollektiv gemäß § 7 Abs. 5 genannten ausländischen 
Lieferer oder zu welchen Bedingungen der Vertrag 
abgeschlossen werden soll, so ist hierüber durch das 
Ministerium für Außenhandel und Innerdeutschen 
Handel in Abstimmung mit dem Volkswirtschaftsrat 
oder den anderen zuständigen zentralen staatlichen 
Organen eine endgültige Entscheidung zu treffen.

§ 12

(1) Das Außenhandelsunternehmen ist berechtigt, 
Auslandsverträge abzuschließen, wenn

a) die schriftliche Einverständniserklärung des in­
ländischen Bestellers oder seiner bevollmächtigten 
Experten gemäß § 10 Abs 2 mit dem Inhalt des 
zum Abschluß vorbereiteten Vertrages,

b) die Devisengenehmigung seitens des Ministeriums 
für Außenhandel und Innerdeutschen Handel

vorliegt.


